Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Drucksache 10/3451 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Festlegung des Verfahrens zur 
Ernennung der Mitglieder des Rates der Europäischen Stiftung, die von der 
Gemeinschaft zu benennen sind — KOM(85) 116 endg. 

»EG-Dok. Nr. 5748/85« 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten haben durch das Abkommen 
vom 29. März 1982 eine Europäische Stiftung errich- 
tet. 

In diesem Abkommen ist die Möglichkeit vorgese- 
hen, daß die Gemeinschaft zehn Mitglieder des Stif- 
tungsrates ernennt. 


Es muß ein Verfahren geschaffen werden, das es 
der Gemeinschaft gestattet, diese in dem Abkom- 
men vorgesehene Möglichkeit wahrzunehmen. 

Außerdem muß für eine angemessene Beteiligung 
der Mitglieder des Europäischen Parlaments inner- 
halb des Stiftungsrates Sorge getragen werden. 

Im Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sind keine diesbezüglichen Be- 
fugnisse vorgesehen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Die Mitglieder des Rates der Europäischen Stif- 
tung, für deren Ernennung die Gemeinschaft zu- 
ständig ist, werden vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission nach Anhörung des Europäischen Par- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanz- 
leramtes vom 25. April 1985 — 14 — 680 70 — E — Ku 7/85. 

Diese Vorlage ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 22. März 1985 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt wor- 
den. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu der genannten Kommissionsvorlage ist vorgesehen. 

Mit der unmittelbar bevorstehenden Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Gemäß § 93 Satz 3 GO-BT am 4. Juni 1985 angefordert, siehe auch Drucksache 10/3451 Nr. 6. 
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laments nach der in Artikel 148 des Vertrages vor- 
gesehenen Gewichtung mit qualifizierter Mehrheit 
ernannt. 

Artikel 2 

Die Kommission schlägt Persönlichkeiten von ho- 
hem Niveau vor, die nach Maßgabe ihrer Befähi- 
gung und ihrer Erfahrung ausgewählt worden sind. 
Sie sorgt dafür, daß diese Personen jede Gewähr für 
Unabhängigkeit bieten. 


Die Vorschlagsliste umfaßt auch Mitglieder des Eu- 
ropäischen Parlaments. 


Artikel 3 

Dieser Beschluß wird wirksam zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Abkommens über die Errich- 
tung einer Europäischen Stiftung. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rates 
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Begründung 

1. Das Abkommen über die Errichtung einer Euro- 
päischen Stiftung ist am 29. März 1982 von den 
Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten 
unterzeichnet worden. Das Abkommen soll ei- 
nen Monat nach dem Zeitpunkt in Kraft treten, 
an dem alle Mitgliedstaaten ihre Ratifikations- 
urkunden hinterlegt haben (siehe Artikel 26 des 
Übereinkommens). 

Bislang haben sechs Mitgliedstaaten das Ab- 
kommen ratifiziert. In den übrigen Mitgliedstaa- 
ten befinden sich die parlamentarischen Verfah- 
ren entweder in der Abschlußphase oder in ei- 
nem verhältnismäßig weit fortgeschrittenen Sta- 
dium. Unter diesen Umständen ist mit dem In- 
krafttreten des Abkommens vor Ende des Jah- 
res 1985 zu rechnen. 

2. In Artikel 10 des Abkommens, in dem die Zu- 
sammensetzung des Stiftungsrates geregelt 
wird, ist die Möglichkeit vorgesehen, daß die Ge- 
meinschaft zehn Mitglieder dieses Rates er- 
nennt. Die Wahrnehmung dieser Möglichkeit ist 
von einem entsprechenden Beschluß der Ge- 
meinschaft abhängig. 

Nach Auffassung der Kommission sollten be- 
reits jetzt die erforderlichen internen Verfahren 
festgelegt werden, die es der Gemeinschaft ge- 
statten, nach Abschluß der Ratifikationsverfah- 
ren die zehn Mitglieder des Stiftungsrates zu 
ernennen. Dadurch könnten weitere Verzöge- 
rungen bei der Errichtung der Stiftung vermie- 
den werden. Selbstverständlich erhält dieses 
Verfahren zur Ernennung der Mitglieder des 
Stiftungsrates erst dann Rechtswirksamkeit, 
wenn das Abkommen gemäß den Bestimmun- 
gen von Artikel 26 in Kraft getreten ist. 

3. Die Kommission ist der Meinung, daß ein auf 
Dauer verbindliches Verfahren für die Ernen- 
nung der von der Gemeinschaft zu bezeichnen- 
den Stiftungsratsmitglieder festgelegt werden 


sollte. Dieses Verfahren würde für alle Ernen- 
nungen gelten, ganz gleich, ob es sich dabei um 
Ersternennungen oder um die Ernennung von 
Nachfolgern für ausscheidende Mitglieder oder 
für Mitglieder handelt, deren Amt mit ihrer Ei- 
genschaft als Stiftungsratsmitglieder im Sinne 
von Artikel 9 unvereinbar geworden ist. Die 
Kommission schlägt vor, daß der Rat nach Stel- 
lungnahme des Europäischen Parlaments seine 
Wahl an Hand einer Liste von Persönlichkeiten 
trifft, die den in dem Abkommen gestellten An- 
forderungen entsprechen. 

4. Die Kommission hält eine angemessene Vertre- 
tung der Mitglieder des Europäischen Parla- 
ments im Stiftungsrat für erforderlich. Damit 
wäre die Beteiligung der Europäischen Parla- 
mentsabgeordneten an der Verwaltung der Stif- 
tung, insbesondere im Hinblick auf die Verwen- 
dung der aus dem Gemeinschaftshaushalt stam- 
menden Mittel, gewährleistet. Gleichzeitig 
würde auch für einen engeren Zusammenhang 
zwischen der Tätigkeit der Stiftung und den po- 
litischen Maßnahmen der Gemeinschaft ge- 
sorgt. 

Nach Ansicht der Kommission ist es nicht erfor- 
derlich, die Zahl der europäischen Parlaments- 
abgeordneten, die in den Stiftungsrat berufen 
werden sollen, im voraus festzulegen. Sie behält 
sich vor, nach Rücksprache mit den zuständigen 
Instanzen des Europäischen Parlaments eine 
ausreichende Zahl von Parlamentsabgeordneten 
auf die Liste zu setzen, die sie dem Rat vorzu- 
schlagen gedenkt. 

5. Abschließend fordert die Kommission den Rat 
auf, den beigefügten Vorschlag für einen Be- 
schluß gemäß Artikel 235 EWGV zu genehmigen. 
Dieser Beschluß würde nach Abschluß der Rati- 
fizierungsverfahren und nach Inkrafttreten des 
Abkommens gemäß Artikel 26 rechtswirksam 
werden. 
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